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Stellungnahme des Landkreises Zwickau

Bezeichnung : Bebauungsplan Nr. 116 für das Gebiet "Zwickau - Mosel - Erweiterung 
VW Werk, östlich Bundesstraße 175", Gewerbegebiet

Ort : Zwickau
Gemarkung : Mosel
Planträger : Stadt Zwickau, Stadtplanungsamt

Dieser Stellungnahme liegen zugrunde:

- Anschreiben der Stadt Zwickau vom 07.01.2021 (Beteiligung im Rahmen der Auslegung 
  nach § 3 Abs. 2 BauGB)

Vorgelegte Unterlagen:
- Planzeichnung zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 116 für das Gebiet 

„Zwickau – Mosel - Erweiterung VW Werk, östlich B175, Gewerbegebiet 
erarbeitet von Architektur Concept Pfaffhausen & Staudte GbR, 

  Scheringerstraße 3 in 08056 Zwickau Bearbeitungsstand Entwurf 24.09.2020

- Begründung (Entwurf) zum Bebauungsplan Nr. 116 von Architektur Concept 
Pfaffhausen & Staudte GbR, Stand 24.09.2020
Anlagen: 

 Ermittlung Kompensationsbedarf, Stand 24.09.2020
 Bewertung von Entsiegelungsmaßnahmen 
 Kompensationsmaßnahmen Wald vom 17.04.2019
 Exposé Lüttewitz
 Entwurf Biotoptypenkartierung vom 24.09.2020
 Entwurf Ausgleichsflächen vom 24.09.2020

- Umweltbericht (Entwurf) von Architektur Concept Pfaffhausen & Staudte GbR, Stand 
  24.09.2020
- FFH-Vorprüfung von Architektur Concept Pfaffhausen & Staudte GbR, Stand 24.09.2020
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- Anlagen Gutachten
- Artenschutzbeitrag von Umweltplanung und Beratung Fröhlich & Sporbeck, 
  Stand 08.07.2019 mit Ergänzung vom 24.09.2020
- Geräuschimmionsprognose Bericht Nr. M144133/03 von Müller-BBM GmbH NL Hamburg, 
   Bearbeitungsstand 14. August 2020
- Wasserwirtschaftliche Vorplanung zum B-plan 116 vom Ingenieurbüro Philipp, Heinemann, 
   Dressel GmbH, Stand August 2020
- Bericht Erweiterung VW-Standort Zwickau, Anbindung der Optionsfläche West an die B175, 
   Umleitungsstrecken bei Sperrung des Tunnels B93, erstellt von PTV Transport Consult 
   GmbH mit Stand 03. Juli 2020

Stellungnahmen der mit der Planung in ihren Aufgabenbereichen berührten Ämter des 
Landratsamtes Zwickau

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Stadt Zwickau legte den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 116 Zwickau-Mosel - 
Erweiterung VW Werk, Gebiet östlich der Bundesstraße 175, die Begründung einschließlich 
Umweltbericht mit Gutachten und umweltrelevanten Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich aus. In diesem Rahmen wurde der Landkreis Zwickau um 
Stellungnahme zu den Planungen gebeten.

Zur Planung bestehen Anregungen. Im Fortgang der Planung sind nachfolgende Hinweise zu 
beachten:

Umweltamt
Der Bereich des B-Plan Nr. 116 liegt innerhalb des rechtskräftigen B-Plans Nr. 305 mit den 
Änderungen 1-4. Er wird neu überplant. Nach Erlangung der Rechtskraft wird der überplante 
Teilbereich aus dem ursprünglichen B-Plan Nr. 305 ausgegliedert und durch den neuen B-Plan 
Nr. 116 ersetzt. Die Fläche des B-Plan Nr. 116 umfasst ca. 25,1 ha.

Aus Sicht des Umweltamtes bestehen zum o. g. Bebauungsplan Nr. 116 keine Bedenken.

Untere Wasserbehörde
Verwendete Unterlagen: 
[1] Anlage A Übersichtsplan mit Geltungsbereich B-Plan 304 
[2] Anlage B_Uebersichtsplan mit neuem GeltungsbereichB-Plan 116 
[3] Anlage 1_ Entwurf Planzeichnung BPL 116 _ 24_09_2020 
[4] Anlage 2- Entwurf Begründung BPL 116 _ 24_09_2020 
[5] Anlage 2_1_ Ermittlung Kompensationsbedarf 2020-09-24 
[6] Anlage 2_2_ Bewertung von Entsiegelungsmaßnahmen _F3 
[7] Anlage 2_3_ Kompensationsmaßnahmen Wald 
[8] Anlage 2_4_ Exposé Lüttewitz 
[9] Anlage 2_5_ Entwurf Biotoptypenkartierung 2020-09-24 
[10] Anlage 2_6_ Entwurf Ausgleichsflächen 2020-09-24 
[11] Anlage 3_ Umweltbericht 2020-09-24 
[12] Anlage 4_ FFH-Vorprüfung 
[13] Anlage 5_1 Artenschutzbeitrag_Endfassung 
[14] Anlage 5_2 Ergänzungen A und B zum Artenschutzbeitrag 
[15] Anlage 5_3 Gutachten Geräuschimmissionsprognose M144133_03_Ber_1D
[16] Anlage 5_4 Gutachten Wasserwirtschaftliche Vorplanung 
[17] Anlage 5_5 Gutachten PTV_Erweiterung_VW_Umleitungen_Var_4aneu 
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Bewertung: 

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
Der Dorfbach Oberschindmaas ist ein berichtspflichtiges WRRL-Gewässer (DESN_54158). 
Der Schäbigtbach und der Rolandbach sind Zuflüsse zum Dorfbach Oberschindmaas. Insofern 
kann das Planvorhaben durch einen erhöhten Abwasser- und Niederschlagswasseranfall auch 
Auswirkungen auf den Dorfbach Oberschindmaas haben.
In den bisherigen Stellungnahmen des LRA Zwickau zum Planvorhaben wurde mehrfach auf 
die erforderliche Befassung mit dem Verschlechterungsverbot und Verbesserungsgebot (§ 27 
Abs. 1 und 2 WHG in einem Fachbeitrag zur WRRL) hingewiesen. 

Für die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung von Abwasser bzw. 
Regenwasser in die Gewässer ist der genannte Fachbeitrag obligatorisch. 
Die textlichen Festsetzungen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) [3], Pkt.6 enthalten folgende Festsetzungen:

[3], Pkt.6.1 Zur Gewährleistung des Notüberlaufs werden zur Sicherung Trassenführungen 
festgesetzt.

[3], Pkt.6.2 Der Abfluss des auf den Dächern der Gebäude und den befestigten Flächen im 
gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans anfallenden 
Niederschlagswassers ist durch Maßnahmen der Regenrückhaltung zu 
vergleichmäßigen.

[3], Pkt.6.3 Alle Stellplätze und untergeordnet genutzte befestigte Flächen im gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplans, wie Fußwege und Feuerwehrflächen sind 
maximal mit einem Abflussbeiwert von φ=0,5 zu versiegeln.

[3], Pkt.6.4 Alle Flachdächer und flach geneigten Dächer sind zum Zweck der 
Regenrückhaltung und Abflussvergleichmäßigung zu mindestens 70 % der 
gesamten Dachfläche als mindestens extensives 2-lagiges Gründach auszubilden.

[3], Pkt.6.5 Zur Vermeidung von Überschwemmungen und Gewährleistung des 
Überflutungsschutzes werden außerhalb des Geltungsbereiches die 
Gewässersysteme des Rolandbaches und des Schäbigtbaches einschließlich der 
Rückhalteanlagen auf den Flurstücken 176/13, 241/1, 242/3, 243/8 der Gemarkung 
Schlunzig und 675 und 676 der Gemarkung Mosel ertüchtigt.

Die Kanalisation wird im Trennsystem errichtet. Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt über die 
Kläranlage des Fahrzeugwerkes Zwickau der Volkswagen Sachsen GmbH. Für die 
Niederschlagswasserentsorgung sollen zwei Regenrückhaltebecken errichtet werden, die auf 
ein Wiederkehrintervall von 5 Jahren bemessen werden. Die Drosselabflüsse werden 
entsprechend den Gefälleverhältnissen in den Zulauf zum Rolandbach sowie in den 
Schäbigtbach eingeleitet. Die Notüberläufe werden entsprechend den textlichen 
Festsetzungen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser  [3], Pkt.6 
behandelt.

Der vorliegende B-Plan ist genehmigungsfähig, wenn unter anderem auch die abwassertech-
nische Erschließung gesichert ist. Die gesicherte abwassertechnische Erschließung ist 
abhängig von der Erteilung der benötigten wasserrechtlichen Zulassungen. Wasserrechtlich 
unzulässig ist ein Vorhaben, wenn es gegen das Verschlechterungsverbot gemäß § 27 Abs.2 
WHG verstößt.

Gemäß Festsetzung Pkt.13 [3] und der Begründung zum B-Plan [4] wird die Prüfung der 
Auswirkungen der Planung auf den Dorfbach Oberschindmaas in Form eines Fachbeitrages 
zur WRRL im weiteren Genehmigungsverfahren durchgeführt. 

Hierzu sollen mittels hydrologischer und hydraulischer Modellierungen unter Berücksichtigung 
der geplanten Regenrückhaltebecken und der Ertüchtigung der bestehenden 
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Rückhaltesysteme im Schäbigtbach und Rolandbach sowie der Hochwasserrisiko-
managementplanung Dennheritz die erforderlichen Nachweise geführt werden.

Diese Verfahrensweise kann aus Sicht der unteren Wasserbehörde mitgetragen werden, wenn 
der Träger der Bauleitplanung zusichert, auch Maßnahmen zur Gewährleistung des 
Verschlechterungsverbotes umzusetzen, die zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
erkennbar sind.

Prüfergebnis: 
Aus Sicht der unteren Wasserbehörde bestehen bei Beachtung der Ausführungen der 
Stellungnahme gegen den o. g. B-Plan keine grundsätzlichen Bedenken.

Hinweise: 
Folgende Hinweise werden für die weitere wasserwirtschaftliche Planung gegeben:

1 Hinweise Wasserbau
1.1 Die Bestimmung der zulässigen Einleitmengen für die Niederschlagswasserrückhaltung 

erfolgte gemäß wasserwirtschaftlicher Vorplanung [16] nach dem Merkblatt DWA-M 
153 und Nutzung des Wasserhaushaltsportales des Freistaates Sachsen. Im Zuge 
einer vertieften Befassung mit den Unterlagen [16] müssen die Ergebnisse des 
Wasserhaushaltsportales für die Mittelwasserabflussspenden hinterfragt werden. Die 
Mittelwasserspende des Rolandbaches ist mit 9,56 l/(s*km²) 3-mal höher als die des 
Schäbigtbaches mit 3,05 l/(s*km²). Hierfür gibt es keine Erklärung. Für die Bestimmung 
der zulässigen Einleitmengen empfehlen wir deshalb, die Mittelwasserabflussspende 
unmittelbar nach dem Zusammenfluss Rolandbach und Schäbigtbach zugrunde zu 
legen. Weiterhin ist für den Einleitpunkt am Rolandbach das oberirdische 
Einzugsgebiet genau aufzunehmen. Durch die neuen Bundesstraßen B93 und B175, 
die Bahnanlagen sowie die baulichen Anlagen des VW-Werkes ist das oberirdische 
Einzugsgebiet an der geplanten Einleitstelle wesentlich kleiner als die angesetzten 
1,49 km².

1.2 Im Plangebiet des B-Plan Nr. 116 befinden sich der Schäbigtbach und ein Zulauf des 
Rolandbaches. Für den Gewässerrandstreifen wurden an beiden Gewässern ein 5 m 
breiter Streifen freigehalten. Dies ist gemäß § 24 Abs. 2 SächsWG nur innerhalb von im 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen zulässig. 
Gemäß § 24 Abs. 2 SächsWG schließt sich an das Ufer abweichend von § 38 Abs. 2 
Satz 1 und 2 WHG landwärts ein zehn Meter, innerhalb von im Zusammenhang 
bebauten Ortsteilen fünf Meter breiter Gewässerrandstreifen an.
Der Träger der Bauleitplanung (Flächennutzungsplanung und Bebauungsplanung) ist 
die Stadt Zwickau. Sie hat abzuwägen, welchen Bebauungszusammenhang die 
Gewässerbereiche haben, um einen gesetzeskonformen Gewässerrandstreifen 
festsetzen zu können.

1.3 Bei den geplanten Maßnahmen an den oberirdischen Gewässern (Schäbigtbach, 
Rolandbach, Retentionsflächen) kann es sich um einen Gewässerausbau nach § 67 
Abs. 2 WHG handeln, für den gemäß § 68 Abs. 1 und 2 WHG eine Planfeststellung 
oder Plangenehmigung erforderlich wird.

2 Hinweise Abwasser
2.1 Unter der Voraussetzung der erforderlichen Korrektur der Drosselwassermengen für 

die geplanten Regenrückhaltebecken (Einleitmengen) wird der Rechengang für die 
Rückhaltevolumenbestimmung für n = 0,2 bestätigt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
auf Grund der gemäß DWA Merkblatt M 153 ermittelten und bei der Berechnung 
verwendeten Drosselwassermengen Drosselorgane mit senkrechter Q - h Kennlinie 
verwendet werden müssen.

2.2 Die Notwendigkeit einer Niederschlagswasserbehandlung ist auf Grundlage des DWA 
Arbeitsblattes A 102 zu prüfen. Das DWA Merkblatt M 153 ist nur noch in Teilen gültig.
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Falls eine erforderlich werdende Behandlung in den Rückhaltebecken realisiert werden 
soll hat der Dauerstauwasserstand eine Mindesttiefe von 2 m aufzuweisen.

2.3 Ein Überflutungsnachweis gemäß DIN 1986-100 ist zu führen.

2.4 Die Notüberläufe sollen laut Aussagen des planenden Ingenieurbüros für ein 10 
minütiges Regenereignis, das aller 100 Jahre auftritt, bemessen werden. Gemäß DWA 
A 166 sind Notüberläufe für den Zufluss auszulegen, der sich einstellt, wenn das 
Wasser beginnt aus der Kanalisation auszutreten (Überflutungsbeginn). Diese 
Wassermenge sollte ebenfalls ermittelt werden. Der größere der beiden Werte kann 
dann für die weitere Planung verwendet werden.

2.5 Zu bauende Abwasseranlagen im Sinne des § 60 Abs. 4 WHG in Verbindung mit § 55 
Abs. 2 SächsWG, wie z.B. Regenrückhaltebecken, Regenklärbecken, bedürfen für die 
Errichtung und den Betrieb einer wasserrechtlichen Genehmigung. 
Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer wird eine wasserrecht-
liche Erlaubnis nach § 8 WHG benötigt. Die ggf. erforderlich werdende Errichtung eines 
Auslaufbauwerkes am Gewässer bedarf einer wasserrechtlichen Genehmigung nach 
§ 26 SächsWG.

2.6 Die zuständige Wasserbehörde für die Kläranlage des Fahrzeugwerkes Zwickau der 
Volkswagen Sachsen GmbH ist die obere Wasserbehörde in der Landesdirektion 
Sachsen.

3 Hinweise Grundwasser 
3.1 Der Grundwasserflurabstand beträgt lt. Umweltportal Sachsen >5 m unter Gelände 

https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/46037.htm .

3.2 Der Geltungsbereich befindet sich außerhalb festgesetzter und/oder geplanter 
Trinkwasserschutzgebiete.

3.3 Entgegen der Darstellung im Umweltbericht Seite 27 wird die Schutzfunktion der 
Grundwasserüberdeckung im Fachinformationssystem Hydrologie des LfULG HyK50 
Blatt Zwickau/Altenburg im Plangebiet teilweise als gering beurteilt (siehe auch 
Stellungnahme des LfULG vom 02.10.2019, Az.:21-2511/119/24). Dies ist zu bewerten.

3.4 Bei der weiteren Planung und Umsetzung sind die Belange des vorsorgenden und 
flächendeckenden Grundwasserschutzes gemäß Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und 
Sächsischem Wassergesetz (SächsWG) zu beachten.

3.5 Durch die geplante Bebauung kommt es zu einer Versiegelung von Flächen und somit 
zu einer Verringerung der Grundwasserneubildung. Die Flächenversiegelung ist auf 
das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken. Der breitflächigen Versickerung 
anfallender Niederschlagswässer über die bewachsene Bodenzone ist bei genügend 
geeigneter Fläche der Vorzug zu geben. Die im Teil B - Textliche Festsetzungen Punkt 
6.3 zur Versickerung von Niederschlagswasser auf Stellplätzen und untergeordnet 
genutzten befestigten Flächen sowie Fußwege und Feuerwehrfläche sind umzusetzen. 
Eine weitere Maßnahme zur Verringerung nachteiliger Auswirkungen ist die geplante 
Entsiegelungsmaßnahme durch Abbruch der Stallanlage am Rittergut Mosel und 
nachfolgender Renaturierung der Fläche. 

3.6 Werden Arbeiten vorgenommen, welche so tief in den Boden eindringen, dass eine 
Freilegung des Grundwassers oder eine Einwirkung auf die Höhe, Bewegung oder 
Beschaffenheit des Grundwassers zu besorgen ist, ist dies der unteren Wasserbehörde 
spätestens einen Monat vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen (§ 49 WHG, § 41 
SächsWG).

3.7 In der weiteren Planung zur Ertüchtigung der Retentionsflächen östlich des VW-Werks 
evtl. „durch Anpassung der vorhandenen Topografie“ [Seite 12 der wasserwirt-

https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/46037.htm
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schaftlichen Vorplanung] ist das oberflächennah anstehende Grundwasser - lt. 
Umweltportal Sachsen 0 bis >1 m unter Gelände zu beachten. Durch die geplanten 
Maßnahmen darf das Grundwasser nicht freigelegt bzw. schützende Deckschichten 
nicht entfernt werden. Ein Direkteintrag von Oberflächenwasser ins Grundwasser ist 
nicht gestattet. 

Untere Immissionsschutzbehörde

Bewertung:
Im Rahmen der Erstellung des Entwurfes des o. g. BBP wurde eine Schallimmissionsprognose 
(Ip) Bericht - Nr. M144133/03 der Fa. Müller-BBM vom 14.08.2020 erarbeitet, um sicherzu-
stellen, dass durch die geplante gewerbliche und industrielle Nutzung des Gebietes keine 
Nutzungskonflikte durch Geräusche in der umliegenden schutzbedürftigen Nachbarschaft 
entstehen. 

Die fachliche Prüfung der Ip ergab, dass 

 die Herangehensweise und die Bewertung vollumfänglich den fachlichen Anforderungen 
entspricht,

 alle relevanten Geräuschquellen der Vorbelastung (bestehende und bereits genehmigte 
Anlagen, die der TA Lärm unterliegen) und Zusatzbelastung (Plangebietsflächen gemäß 
BBP Nr. 116) mit den dafür zutreffenden Prognoseansätzen berücksichtigt wurden und

 alle relevanten im Einwirkungsbereich der Planung befindlichen Immissionsorte (IO) mit 
dem jeweils zutreffenden immissionsschutzrechtlichem Schutzanspruch untersucht 
wurden. 

Die Ergebnisse der Ip belegen, dass die an den jeweiligen IO zutreffenden schalltechnischen 
Orientierungswerte tags und nachts auf Basis der jeweils ermittelten Emissionskontingente 
und der richtungsabhängigen Emissionskontingente der geplanten Geräuschzusatzbelastung 
hinreichend unterschritten werden können und dass durch die Gesamtbelastung im Bereich 
der maßgeblichen IO keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche im Sinne der 
TA Lärm hervorgerufen werden.

Die ermittelten Emissionskontingente und Zusatzkontingente wurden als zeichnerische und als 
textliche Festsetzungen zum Schallschutz im Entwurf des BBP entsprechend ordnungsgemäß 
festgesetzt.

Den Ausführungen des Umweltberichtes kann gefolgt werden.

Prüfergebnis:
Aus der Sicht des Immissionsschutzes bestehen gegen den vorgelegten Entwurf des BBP 
keine Bedenken.

Untere Abfall-, Altlasten- und Bodenschutzbehörde

Prüfergebnis: 
Aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes gibt es zum Entwurf des B-Plans Nr. 116 mit 
Stand 24.09.2020 keine weiteren Hinweise.

Aus Sicht des nachsorgenden Bodenschutzes bestehen bezüglich der Aufstellung des B-Plans  
Nr. 116 keine Bedenken.

Hinweis:
Der als Ersatzmaßnahme N1 vorgesehene Abbruch der ehemaligen Schweinemastanlage am 
Rittergut Mosel mit Entsiegelung und Renaturierung des Areals betrifft den im Altlastenkataster 
des Freistaates Sachsen unter der Altlastenkennziffer 67000610 erfassten Altstandort „LPG 
(Schweinemast und Werkstatt)“. Bezüglich der Regelung der Altlastenproblematik im 
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Zusammenhang mit der Entwicklung dieses Areals wurden mit dem Staatsbetrieb Zentrales 
Flächenmanagement Sachsen, der diesbezüglich als Vorhabenträger fungiert, Abstimmungen 
in einem separaten Verfahren geführt.

SG Naturschutz, Land- und Forstwirtschaft

Untere Naturschutzbehörde

Sachstand:
Nach der im September 2019 erfolgten erstmaligen Beteiligung der Behörden zum 
Bebauungsplan-Verfahren Nr. 116 erfolgt eine erneute Beteiligung im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung. Hierzu werden die naturschutzfachlich relevanten Planunterlagen zur 
Planbegründung einschließlich Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung und Umweltbericht (Stand: 
24.09.20), FFH-Vorprüfung (Stand: 24.09.2020) und Artenschutzfachbeitrag (Stand: 
08.07.2019) einschließlich der Ergänzungen A und B (Stand: 24.09.2020) vorgelegt.

Bewertung: 
Das Prüfergebnis zur Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung nach der „Handlungsempfehlung zur 
Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen“ in der Fassung von 2017 
wird von Seiten der UNB weiterhin nicht beanstandet. 

Die Eingriffskompensation findet weitgehend außerhalb des Plangebietes statt. Nicht 
realisierte Kompensationsmaßnahmen aus früheren Eingriffstatbeständen im vorhandenen 
VW-Werksgelände sowie den Ausbauvorhaben von B 93 und B 175, die sich innerhalb des 
neuen Plangebietes befinden, wurden in der Eingriffsbilanzierung berücksichtigt. 

Hinsichtlich des verbleibenden Defizites für das Hauptnahrungshabitat des Weißstorch-
Brutpaares Mosel im Plangebiet wird von Seiten des Planers eingeräumt, dass mit den 
vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen keine gleichwertigen Ersatzhabitate geschaffen 
werden können. Es wird vom Planer davon ausgegangen, dass die Art ihr Nahrungshabitat auf 
gleichwertige bzw. ähnliche Habitatflächen im nördlichen und östlichen Umland des 
Plangebietes verlagert.

Die Ergänzung B vom 24.09.2020 zum Artenschutzbeitrag „Werkserweiterung VW-Werk 
Zwickau/ Mosel“ Froelich & Sporbeck Umweltplanung und Beratung vom 08.07.2019 wird in 
diesem Sinne zur Kenntnis genommen. Inwieweit der Verlust einer der Hauptnahrungsflächen 
nachhaltige Auswirkungen für das in Mosel ansässige Weißstorch-Brutpaar haben wird, 
werden Untersuchungen durch den an diesem Standort von der UNB eingesetzten 
Weißstorch-Horstbetreuer zeigen. Falls es zukünftig zu Verschlechterungen im Brutablauf des 
Weißstorchpaares kommen sollte, die nachweislich mit dem Verlust dieses Nahrungshabitats 
im Zusammenhang stehen, halten wir Nachforderungen für erforderlich.
 
Im Übrigen kann das Fazit des vorgelegten Artenschutzfachbeitrages von Froelich & Sporbeck 
einschließlich des Konzeptes an Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
weiter-hin bestätigt werden.

Das Fazit der FFH-Vorprüfung kann ebenfalls weiterhin bestätigt werden. Aus dem Grunde 
wird der verfahrensführenden Genehmigungsbehörde im Rahmen der Prüfung der FFH-
Verträglichkeit des Projektes nach § 34 BNatSchG weiterhin das naturschutzrechtliche 
Einvernehmen nach § 23 Abs. 1 SächsNatSchG erteilt.

Prüfergebnis: 
Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde bestehen gegen den B-Plan keine Bedenken.

Untere Forstbehörde
Die Belange der unteren Forstbehörde sind nicht betroffen.
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Untere Landwirtschaftsbehörde

Bewertung: 
Ein großer Teil des Plangebietes ist durch landwirtschaftliche Nutzung als Dauergrünland 
geprägt. 
Für das Plangebiet besteht aber bereits ein rechtskräftiger Bebauungsplan der Stadt Zwickau, 
B-Plan Nr. 305, Zwickau-Mosel, Industrieansiedlung VW-Werk, vom 15.08.1993 mit den 
Änderungen 1 – 4. Mit dem neuen Bebauungsplan Nr. 116 wird der westliche Teilbereich 
dieses rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 305 neu überplant. Nach Erlangen der 
Rechtskraft soll der neu überplante Teilbereich aus diesem ausgegliedert werden.
Mit der neuen Planung werden keine weiteren landwirtschaftlichen Nutzflächen überplant.

Prüfergebnis: 
Aus Sicht der unteren Landwirtschaftsbehörde bestehen gegen den B-Plan keine Bedenken.

Amt für ländliche Entwicklung und Vermessung

(Obere) Flurbereinigungsbehörde
Das Amt für Ländliche Entwicklung und Vermessung des Landkreises Zwickau (ALEV) nimmt 
die Aufgaben der oberen Flurbereinigungsbehörde und der Flurbereinigungsbehörde wahr und 
ist zuständig für Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) und nach Abschnitt 8 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes (LwAnpG). Sie hat danach Belange, die sich aus 
diesen Verfahren ergeben, zu vertreten. Demzufolge fallen die Verbesserung der Agrarstruktur 
sowie die Förderung der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung in unseren 
Aufgabenbereich.

Es bestehen grundsätzlich keine Einwände gegen das Vorhaben.

Das Planungsvorhaben wird von Verfahren nach FlurbG bzw. LwAnpG nicht berührt.

Untere Vermessungsbehörde
Das Amt für Ländliche Entwicklung und Vermessung des Landkreises Zwickau ist als untere 
Vermessungsbehörde (uVB) zuständig für die Fortführung der Daten des Liegenschafts-
katasters sowie die Bereitstellung von Informationen aus diesen Datenbeständen. Die uVB ist 
die das Liegenschaftskataster führende Behörde im Sinne bundesrechtlicher Vorschriften.

Es bestehen grundsätzlich keine Einwände gegen das Vorhaben. 

Zum Vorhaben werden folgende Hinweise gegeben: 

Im Rahmen der TöB-Beteiligung erfolgt keine Überprüfung der Übereinstimmung der 
dargestellten Flurstücke mit den Bestandsdaten des Liegenschaftskatasters. Der 
Planverfasser trägt die Verantwortung für die Aktualität seiner Planungsgrundlagen.

Es besteht die Möglichkeit, die Bescheinigung zur Übereinstimmung mit dem 
Liegenschaftskataster durch die untere Vermessungsbehörde bei dieser zu beantragen.

In diesem Fall ist der Verfahrensvermerk wie folgt zu formulieren:

„ Die Bezeichnung und graphische Darstellung der Flurstücke im Geltungsbereich betreffs 
ihrer Übereinstimmung mit den Bestandsdaten des Liegenschaftskatasters wird mit Stand vom 
____________ bestätigt. Die Lagegenauigkeit der zeichnerischen Darstellung wurde nicht 
geprüft.“

Glauchau, den Landratsamt Zwickau, Amt für Ländliche Entwicklung 
und Vermessung (untere Vermessungsbehörde)

Siegel
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Hingewiesen wird zudem auf die Pflichten der Eigentümer, Besitzer und mit der Bautätigkeit 
beauftragten Firmen gemäß §§ 6 und 27 des Sächsischen Vermessungs- und 
Katastergesetzes (SächsVermKatG1).

Amt für Kreisentwicklung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

SG Kreisentwicklung
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 116 für das Gebiet „Zwickau -  Mosel - Erweiterung 
VW Werk, östlich B175“, Gewerbegebiet umfasst einen Flächenumgriff von 25,1 ha mit 
Ausrichtung in N-S-Richtung von ca. 1.630 m und in O-W-Richtung von ca.220 m. 

Folgende Flurstücke der Gemarkung Mosel sind in den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 116 
für das Gebiet „Zwickau Mosel Erweiterung VW Werk, östlich B175“, Gewerbegebiet 
beinhaltet:
362/6, 362/7 (vorhandene Straße), 363/4, 363/6, 392/3, 480/7, 480/9, 480/10, 480/12, 480/16, 
481/4, 483/5, 483/6 (Zufahrt), 483/7, 484/5, 484/11 (Streuobstwiese Fläche N3 ), 487/11, 635, 
636 und 

Teilflächen der Flurstücke Gemarkung Mosel:
362/5, 362/8, 362/9, 362/12 (Glauchauer Straße), 392/38 (Fläche der Bahn), 454/5, 456/11, 
481/2, 483/4 (B175), 484/4, 484/6, 484/10, 487/9, 634.

Planungsanlass ist die strategische Flächenentwicklung für die Volkswagen Sachsen GmbH 
mit weiterer Nutzungsverdichtung und Standorterweiterung als Gewerbegebiet für die 
Automobilfertigung, einschließlich einer internen Werksverbindung über die Bahngleise 
(Überbrückungsbauwerk) und Schaffung der Möglichkeit für neuen Gleisanschluss.  

Die das Plangebiet durchschneidende Kreisstraße 6708 (Glauchauer Straße) soll entwidmet  
und zurückgebaut werden, die Hauptversorgungsleitungen umverlegt werden, um eine 
maximal mögliche zusammenhängende Baufläche für die Werkserweiterung generieren zu 
können.  

Planzeichnung:
In Punkt 1.2.1 der bauplanungsrechtlichen Festsetzungen sollte die gesetzliche Grundlage 
ergänzt werden, § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO. 

Die Abgrenzung zur Art und zum Maß baulichen Nutzung nach § 1 Abs. 4 BauNVO i.V.m. 
§ 1 Abs. 7 BauNVO und § 16 Abs. 5 BauNVO für Teile baulicher Anlagen sollte für das 
„Überbrückungsbauwerk“ als geschlossenes Brückenbauwerk über die Bahngleise in der 
Bestimmtheit genauer definiert werden. 

Im Teil B der textlichen Festsetzungen ist zum Maß der baulichen Nutzung unter Punkt 2.4 
festgesetzt, dass die Unterkante der im Bereich „Überbrückungsbauwerk“ des GEe 2  
möglichen baulichen Anlagen die Vorgaben zum Lichtraumprofil der Deutschen Bahn AG 
einhalten muss. Das geplante „Überbrückungsbauwerk“ führt über Gleisanlagen der 
Deutschen Bahn AG. Es ist zu prüfen, inwieweit eine vertikale Gliederung für Teile der 
baulichen Anlage „Überbrückungsbauwerk“ erforderlich ist, um Festsetzungsdifferenzierungen 
zu ermöglichen. Zweckmäßigerweise sollte ein Lichtraumprofil mit Höhenangaben zur 
eindeutigen Darstellung auf die Planzeichnung aufgenommen werden.

Die Aktualität der aufgeführten Rechtsgrundlagen ist vor allem bezüglich des 
Baugesetzbuches zu prüfen.

1 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 16 des Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung
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Radverkehr
Grundlage der Beurteilung der vorgelegten Planunterlagen sind die Radverkehrskonzeptionen 
(RVK) des Freistaates Sachsen und des Landkreises Zwickau. 

Östlich des VW-Werkes verläuft der Sächsische Fernradweg „Mulderadweg“. Dieser wird nicht 
von der o.g. Baumaßnahme tangiert. 

Westlich des VW-Werkes verläuft ebenfalls eine Radwegverbindung, welche im Anschluss an 
die Glauchauer Straße in nördlicher Richtung über einen gemeinsamen Geh- und Radweg 
führt. Diese Wegführung wird von der Ausbaumaßnahme unterbrochen.

Wie der Begründung zum o.g. Bebauungsplan zu entnehmen ist, wird die Notwendigkeit der 
Wiederherstellung der Radwegeverbindung erkannt. Aus dem Entwurf des Bebauungsplans 
Nr. 116 ist zu ersehen, dass ein gemeinsamer Geh- und Radweg am Rande der westlichen 
Bebauungsgrenze vorhanden ist. Mit der südlichen Aufbindung auf die dann rückgebaute 
Glauchauer Str. und der nördlichen Aufbindung auf den verbleibenden gemeinsamen Geh- 
und Radweg würde die durchgängige Befahrbarkeit der westlich gelegenen Radverkehrs-
verbindung wieder vollständig hergestellt. 

Amt für Straßenbau
Die geplante Havarieumfahrung soll im Falle der Sperrung des Tunnels Mosel, nur für 
Rettungsdienste, Polizei und Feuerwehr genutzt werden dürfen.
Im Fall der Normalnutzung ist diese Umfahrung als Radweg vorgesehen.
 
Die angegebenen Ausbauparameter der Havarieumfahrung sind für die geplante Nutzung 
ausreichend.
 
Wie schon bekannt ist, führt das Landesamt für Straßenbau und Verkehr das Einziehungsver-
fahren der K 6708 durch.

Amt für Abfallwirtschaft
Es bestehen seitens der Abfallwirtschaft keine Bedenken.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Manuela Kehrer
Amtsleiterin

Anlage: 1 Aktenordner mit den Beteiligungsunterlagen

Verteiler:
Stadt Zwickau, Stadtplanungsamt 
Planungsbüro Architektur Concept Pfaffhausen & Staudte GbR
zu den Akten
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SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE 
Postfach 540137 | 01311 Dresden 

 Ihr/-e Ansprechpartner/-in 

Doreen Brandl 

per E-Mail 
stadtplanungsamt@zwickau.de 
 
Stadtverwaltung Zwickau  
Postfach 20 09 33  
08009 Zwickau 
 
 
 

  

Durchwahl 

Telefon +4935126122111 

Telefax +4935126122099 

 

doreen.brandl@ 

smul.sachsen.de 

  

Ihr Zeichen 

61 26 122 

 
Bebauungsplan Nr.116 für das Gebiet "Zwickau - Mosel - Erweiterung 
VW Werk, östlich B175", Gewerbegebiet (Entwurf vom 24.09.2020) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen 
Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger 
öffentlicher Belange.  
 
Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange  
 

- Fluglärm 
- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 
- natürliche Radioaktivität 
- Fischartenschutz und Fischerei und 
- Geologie 
 

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 
fehlender Zuständigkeit nicht möglich. 
 
Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des In-
halts der nachfolgenden Unterlagen vorgenommen: 
 
 
[1] Schreiben der Stadtverwaltung Zwickau an das LfULG vom 

07.01.2021, Betreff: Bebauungsplan Nr.116 für das Gebiet "Zwickau - 
Mosel - Erweiterung VW Werk, östlich B175", Gewerbegebiet Benach-
richtigung zur Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), 
Zeichen: 61 26 122, Anlagen: Planunterlagen, relevante Stellungnah-
men. 

[2] Bebauungsplan Nr. 116 für das Gebiet Zwickau-Mosel - Erweiterung 
VW Werk, Gewerbegebiet östlich der Bundesstraße 175. Architektur 
Concept Pfaffhausen & Staudte GbR, Entwurf vom 24.09.2020, mit [1] 
überreichte Unterlage, bestehend aus: 

 - Übersichtsplan Geltungsbereich B-Plan i. M. 1:4.500, 
 - Übersichtsplan zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 6 Misch-

gebiet Mosel „Glauchauer Straße“ der ehemaligen Gemeinde Mosel i. 
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M. 1:2.000, 
 - Planzeichnung i. M. 1:1.000 (Teil A), 
 - Textliche Festsetzungen und Hinweise (Teil B), 
 - Begründung mit 7 Anlagen: Ermittlung Kompensationsbedarf, Bewertung von 

Entsiegelungsmaßnahmen, Bewertung von spezifischen Kompensationsmaßnah-
men im Wald, Umwandlung erosionsgefährdetes Ackerland in Dauergrünland Ge-
markung Lüttewitz b. Zschaitz, Biotoptypenkartierung i. M. 1:2.000, Plan der Aus-
gleichsflächen i. M. 1:2.000, Umweltbericht vom 24.09.2020, 

 - FFH‐Vorprüfung vom 24.09.2020 Architektur Concept Pfaffhausen & Staudte 
GbR, 

 - Artenschutzbeitrag vom 08.07.2019 FROELICH & SPORBECK GmbH & Co. 
KG, Ergänzungen zum Artenschutzbeitrag vom 24.09.2020, 

 - Geräuschimmissionsprognose vom 14.08.2020 Müller-BBM GmbH, 
 - Wasserwirtschaftliche Vorplanung vom August 2020 IB Philipp Heinemann 

Dressel GmbH, 
 - Bericht Umleitungsstrecken bei Sperrung des Tunnels B 93 vom 03.07.2020 

PTV Transport Consult GmbH. 
[3] Stellungnahme des LfULG vom 12.02.2019, Betreff: Bebauungsplan Nr. 116 für 

das Gebiet Zwickau-Mosel - Erweiterung VW Werk, östlich Bundesstraße 175 - 
Frühzeitige Beteiligung (01/2019), Zeichen: 21-2511/119/24. 

[4] Stellungnahme des LfULG vom 02.10.2019, Betreff: Bebauungsplan Nr. 116 für 
das Gebiet Zwickau-Mosel - Erweiterung VW Werk, östlich Bundesstraße 175, In-
dustriegebiet westlich des Bahngleises – Planentwurf Stand 09.08.2019, Zeichen: 
21-2511/119/24. 

 
 
1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 
 
Seitens des LfULG stehen dem mit [2] vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
116 für das Gebiet Zwickau-Mosel - Erweiterung VW Werk weiterhin Bedenken aus 
hydrogeologischer Sicht entgegen. Die Bedenken können ausgeräumt werden, wenn 
die in unserer Stellungnahme vom 02.10.2019 [4] in Abschnitt 2.4 gestellte Forderung 
beachtet wird (siehe zusätzlich Punkt 2.2). 
Die in [4] aus geologischer Sicht -neben der bedenkenrelevanten Forderung- überge-
benen Hinweise wurden im aktuellen Entwurf weitgehend berücksichtigt. Wir bitten fol-
gende aktualisierte Hinweise unter Punkt 2.3 ebenfalls zu berücksichtigen. 
 
Hinweise zu möglichen radiologisch relevanten Hinterlassenschaften, z.B. Haldenmate-
rial, und zum Radonschutz wurden in den vorliegenden Planungsunterlagen bereits 
weitestgehend berücksichtigt – zum vorliegenden Vorhaben bestehen nach derzeitigem 
Kenntnisstand keine Bedenken. 
 
Die Belange des Fluglärms, Belange der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie 
Belange des Fischartenschutzes/ der Fischerei sind nicht berührt. 
 
 
2 Geologie 
 
2.1 Prüfumfang 
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Das in der Unterlage [2] beschriebene Vorhaben wurde auf öffentliche Belange geolo-
gischer Art geprüft. Es erfolgte keine Prüfung von hydrologischen und hydraulischen 
Untersuchungen sowie von Berechnungen in der wasserwirtschaftlichen Vorplanung 
vom August 2020. 
 
2.2 Begründung und Ausräumung der Bedenken 
 
Die im Umweltbericht vorgenommene ortskonkrete Bewertung der Schutzfunktion der 
Grundwasserüberdeckung zur Einschätzung der Auswirkungen der Planungen auf das 
Schutzgut Grundwasser erfolgt auch im aktuellen Entwurf auf Basis der HÜK200 – 
Hydrogeologische Übersichtskarte von Deutschland. Diese Karte ist für die vorliegende 
Maßstabsebene grundsätzlich nicht geeignet. 
 
Die Bedenken können ausgeräumt werden, wenn die in unserer Stellungnahme vom 
02.10.2019 [4] in Abschnitt 2.4 gestellte Forderung beachtet wird. 
 
2.3 Hinweise 
 
In der Begründung wird unter Abschnitt 3.7 die Anzeigepflicht für Bohrungen als Hin-
weis im Planteil B aufgelistet. Der entsprechende Hinweis im Planteil B fehlt jedoch im 
aktuellen Entwurf. In diesem Zusammenhang bitten wir die nachfolgenden, aktuell gül-
tigen Regelungen inhaltlich in die Planunterlagen aufzunehmen. 
 
Geologische Untersuchungen sowie die dazu gehörigen Nachweisdaten sind spätes-
tens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zuständige Behörde in Sachsen anzu-
zeigen (§ 8 GeolDG). Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen 
Untersuchung sind die dabei gewonnenen Fachdaten (Messdaten, Bohrprofile, Labor-
analysen, Pumpversuche etc.) und spätestens sechs Monate nach dem Abschluss der 
geologischen Untersuchung sind die Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolge-
rungen, Gutachten) an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu übermitteln (§ 9, 
10 GeolDG). 
 
Darüber hinaus sind die Behörden des Freistaates Sachsen, die Landkreise, Kreis-
freien Städte und Gemeinden sowie sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts nach § 15 SächsKrWBodSchG verpflichtet, vorhandene Daten über den Zu-
stand der Erdkruste (geowissenschaftliche Daten) dem zuständigen LfULG anzuzei-
gen, Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. 
 
Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologi-
scher Bohrungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de unter dem Link „Bohr-
anzeige“ verfügbar. Eine Bohranzeige kann über das Portal „ELBA.Sax“ elektronisch 
erfolgen (https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba). 
 
Die Angabe von Grundwasseranschnitten und Grundwasserständen unterhalb der Ge-
ländeoberkante wird im Umweltbericht nach wie vor mit einem „Minus“ als Vorzeichen 
vorgenommen. Nach hydrogeologischer Definition wäre damit von artesisch gespann-
ten Grundwasserverhältnissen auszugehen. Es wird darum gebeten, die Angaben zu 
korrigieren. 
Die Angaben zum Grundwasserflurabstand im Bereich des Schäbigtbaches wurden im 
Umweltbericht (Seite 27) auf „-1,1 m unter Geländeoberkante“ korrigiert, und sind mit 
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Ausnahme des negativen Vorzeichens nunmehr plausibel. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. 
Doreen Brandl 
Sachbearbeiterin Grundsatzangelegenheiten  
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 









Garten- und Friedhofsamt       08.10.19 

SG Grünflächenverwaltung 

-co 6704 

 

 

 

 

 

StA 61 

 

 

 

 

Bebauungsplan Nr. 116, für das Gebiet Zwickau Mosel – Erweiterung VW-Werk 

östlich Bundesstraße 175, Industriegebiet westlich des Bahngleises 

Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

Die Belange des Garten- und Friedhofsamtes werden durch das Vorhaben nicht unmittel-

bar berührt. Allerdings können sich vorgesehene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die 

sich zum Teil in der unmittelbaren Nachbarschaft stadteigener Grünflächen befinden, und 

die Festsetzung öffentlicher Grünflächen im Bearbeitungsgebiet zukünftig auf die Aufga-

ben des Garten- und Friedhofamtes auswirken. 

 

Insbesondere die Kompensationsmaßnahme "Renaturierung bzw. Abriss und Entsiege-

lung der ehemaligen Schweinemastanlage am Rittergut Mosel" mit geplanten Baumpflan-

zungen berührt den benachbarten Straßenbaumbestand (Quercus petraea) entlang der 

Schlunziger Straße. Die Ausgleichspflanzungen sind stets mit einem Mindestabstand zu 

den Straßenbäumen >/= 15 m festzusetzen. Das Garten-und Friedhofsamt ist bei dieser 

Maßnahme in den weiteren Planungen mit einzubeziehen. Sollten im Bauablauf stätische 

Flächen in Anspruch genommen werden, so ist dies gesondert abzustimmen. 

 

Wir weisen außerdem darauf hin, dass das Plangebiet seit längerem einer landwirtschaft-

lichen Nutzung entzogen wurde und seit vielen Jahren als Nahrungs- und Rasthabitat für 

Störche, Reiher und auch Bussarde dient. Die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen 
werden diesem Aspekt nicht gerecht. Die erforderlichen weiträumigen Wiesen stehen 

nicht mehr zur Verfügung. Die geplante Ausgleichsmaßnahme N3 sollte deshalb nicht als 

Streuobstwiese, sondern unbedingt als Ersatzwiese bzw. Nahrungs- und Rasthabitat aus-

gewiesen werden. Die zur Verfügung stehenden Grundstücke 484/10, 484/11 und 

487/14 sind dementsprechend möglichst in ihrer Gesamtheit für diese Nutzung bereit zu 

stellen und durch entsprechende Pflegemaßnahmen dauerhaft frei von Gehölzbewuchs zu 

halten.  

 

Die Ausweisung von Kompensationsmaßnahmen weit abseits regionaler Bezüge im Land-

kreis Mittelsachsen ist aus fachlicher Sicht eher unverständlich. Erosionsgefährdete 

Ackerlandflächen befinden sich auch im Stadtgebiet Zwickau. Mit einer entsprechenden 

Kompensationsmaßnahme könnte bspw. der Grünverbund oberhalb des Prallhanges der 

Mulde zwischen dem Brückenberg und dem Knappengrund in der Nachbarschaft der KGA 

Sonnenland am Brückenberg gestärkt werden (Fl.-Nr. 2639/8 Gem. Zwickau). 

 

 

 

Dr. Jörg Voigtsberger   

Amtsleiter 
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STAATSBETRIEB SÄCHSISCHES IMMOBILIEN- UND BAUMANAGEMENT 
Zentrales Flächenmanagement Sachsen | Außenstelle Chemnitz 
Brückenstraße 12 | 09111 Chemnitz 

Ihr/-e Ansprechpartner/-in 

Ivonne Gunia 

 

Durchwahl 

Telefon +49 3714574896 

Telefax +49 351 45109-93400 

 

Ivonne.Gunia@ 

zfm.smf.sachsen.de 

 

Ihr Zeichen 
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Bebauungsplan Nr. 116 für das Gebiet "Zwickau - Mosel - Erweiterung 
VW Werk, östlich B175", Gewerbegebiet 
Benachrichtigung zur Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach Einsichtnahme in die vorgelegten Unterlagen nehmen wir seitens des 
Staatsbetriebes Sächsisches Immobilien- und Baumanagement, Außenstelle 
Chemnitz nach derzeitigem Kenntnisstand zum Vorhaben wie folgt Stellung: 
 
Die Stellungnahme erfolgt zu den Bezügen der Bebauungsplanung zur Er-
satzmaßnahme N1 (Abbruch und Renaturierung der ehemaligen Schweine-
mastanlage Mosel) und zur Ausgleichsmaßnahme N4 (Umwandlung von 
erosionsgefährdetem Ackerland in Dauergrünland, Gemarkung Lüttewitz bei 
Zschaitz): 
 

• Planzeichnung und textliche Festlegungen 8.3.2 und 8.3.5 

• Begründung Bebauungsplan Stand 24.09.2020 Seite 53 ff. 

• Umweltbericht Stand 24.09.2020, Seite 37 ff. 

• Ggf. weitere Unterlagen 

Beide Maßnahmen werden in Trägerschaft, auf Rechnung und wirtschaftli-
ches Risiko des Staatsbetriebes SIB als Ökokontomaßnahmen nach § 11 
SächsNatSchG umgesetzt und gesichert. Die Maßnahmen werden in Ab-
stimmung mit dem Eingriffsverursacher und der Stadt Zwickau für das be-
schriebene Vorhaben reserviert. Für eine rechtlich verbindliche Übernahme 
der Kompensation ist eine vertragliche Vereinbarung zwischen dem Ein-
griffsverursacher und dem Staatsbetrieb SIB vorgesehen, die mit Inkrafttre-
ten der Baugenehmigung wirksam wird. 
 
Zu Ersatzmaßnahme N 1, Abbruch und Renaturierung der ehemaligen 
Schweinemastanlage Mosel auf dem Flurstück 410, 408/7, 398/4 (jeweils 
teilweise) der Gemarkung Mosel: 

Stadtverwaltung Zwickau 
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08009 Zwickau 
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Die Maßnahmefläche befindet sich in privatem Eigentum. Die Mitbenutzung der Fläche 
sowie die dauerhafte naturschutzgerechte Nutzung sind über einen Gestattungsvertrag 
gesichert. Die dauerhafte Sicherung der Kompensationsfläche erfolgte über die Eintra-
gung einer dinglichen Sicherung zugunsten des Staatsbetriebs SIB im Grundbuch. 
 
Die Kompensation wurde als Ökokontomaßnahme des SIB bei der zuständigen Unte-
ren Naturschutzbehörde beim LRA Zwickau beantragt und mit Bescheid vom 
11.04.2019, 1391-364.47-Wir-1034/19 anerkannt.  
 
Seit 02/2020 erfolgt der Abbruch und Rückbau der Gebäude sowie der technischen 
Anlagen der ehemaligen Stallanlage. Aktuell sind noch bauliche Restleistungen auf 
dem Grundstück auszuführen. Die Einsaat des Grünlandes und Bepflanzung ist bis 
Herbst 2021 vorgesehen.  
 
Zu Ausgleichsmaßnahme N 4, Umwandlung von erosionsgefährdetem Ackerland 
in Dauergrünland, Gemarkung Lüttewitz bei Zschaitz (Landkreis Mittelsachsen), 
Flurstücke 273/1, 268, 261 Gemarkung Lüttewitz bei Zschaitz: 
 
Die Maßnahmefläche befindet sich größtenteils im Eigentum des Freistaates Sachsen. 
Die naturschutzgerechte Nutzung sind über einen Landpachtvertrag und einen Nut-
zungsvertrag gesichert. 
 
Die Kompensation wurde als Ökokontomaßnahme des SIB bei der zuständigen Unte-
ren Naturschutzbehörde beim LRA Mittelsachsen beantragt und mit Bescheid vom 
06.11.2012, AZ: 23.04.01-5541.0201 N 007/2012 anerkannt.  
 
Die Maßnahme wurde im Jahr 2016 umgesetzt. Seitdem wird das Ackerland als exten-
sives Dauergrünland bewirtschaftet. Im Jahr 2021 ist die Pflanzung einer Feldhecke 
entlang der nördlichen Maßnahmengrenze vorgesehen, um Sediment und Nährstoffein-
träge in die Maßnahmefläche weiter zu mindern und das Landschaftsbild zusätzlich 
aufzuwerten. 
 
Zum Vorhaben hinzugezogen wurde die Ökokontomaßnahme aufgrund der Festlegun-
gen zum Suchraum für Großvorhaben in § 10 Abs. 1 SächsNatSchG in Verbindung mit 
der Begriffsbestimmung in § 4 Nr. 1 SächsNatSchG. 
 
Zu der in der Planung dargestellten Kompensation liegt ein Vertrag zur Übernahme der 
Kompensationsverpflichtung durch den Staatsbetrieb SIB Geschäftsbereich Zentrales 
Flächenmanagement vom 11.12.2019 vor. Dieser beinhaltet die schuldbefreiende 
Übernahme einer Kompensationsverpflichtung in Höhe von 642.857 Werteinheiten. 
Dies entspricht einer Teilfläche von 32.967 m² an der Ökokontomaßnahme. 
 
Hinweise: 
Die teilweise in den Planungen verwendete Bezeichnung „Zettlitz“ statt „Lüttewitz“ be-
ruht vermutlich auf einem redaktionellen Fehler und sollte berichtigt werden. 
 
Die in Anlage 2-4 Exposé Lüttewitz wohl versehentlich angehängten Seiten mit Mail-
verkehr und Vorverträgen zu den Ökokontomaßnahmen bitten wir herauszunehmen. 
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Diese sind an dieser Stelle sachlich falsch und z.T. überholt bzw. nicht in Kraft getre-
ten. 
 
Für eine weitergehende Abstimmung der Kompensationsmaßnahmen steht Ihnen das 
Fachgebiet Kompensation/Ökoflächenagentur der Zentrale des Geschäftsbereiches 
ZFM gern zur Verfügung. 
 
Bei nachträglichen Änderungen, die Belange des Freistaates berühren könnten, bitten 
wir um erneute Vorlage der Pläne zur Prüfung. Wir gehen davon aus, dass bei einer 
Überplanung der Flächen, die Eigentum des Freistaates Sachsen sind und sich in der 
Zuständigkeit des Staatsbetriebes Sächsisches Immobilien- und Baumanagement be-
finden, eine Abstimmung mit uns erfolgt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Matthias Dietrich 
Fachbereichsleiter 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
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